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ZEV: Zusammenschluss zum Eigenverbrauch 
Mit einem ZEV schliessen sich mehrere Parteien zusammen, um lokal erzeugten Strom 

gemeinsam zu nutzen. Ein ZEV ermöglicht es, den Eigenverbrauch des lokal erzeugten Stroms zu 
steigern. Im internen Verhältnis müssen Regelungen getroffen werden, insbesondere auch, 

um die Investition in die Produktionsanlage zu schützen.

lic. iur. Georg Schärer, Aarau 

Die Rentabilität einer PV-Anlage ist 
massgeblich davon abhängig, welcher 
Anteil des produzierten Stroms selbst 
verbraucht werden kann (Eigenver-
brauch). Der nicht selbst verbrauchte 
Strom wird in das Netz eingespeist.
Die dafür geleisteten Rücklieferver-
gütungen sind heute aber deutlich tie-
fer als der Strompreis in der Grund-
versorgung.

Die gesetzlichen Regelungen von 
Art. 16 � . des Energiegesetzes (EnG) 
und von Art. 14 � . der Energieverord-
nung (EnV) erlauben es, dass sich ver-
schiedene Grundeigentümer zu einem 
ZEV zusammenschliessen, um lokal 
produzierten Strom gemeinsam zu nut-
zen. In der Regel schliessen sich Eigen-
tümer benachbarter Grundstücke oder 
die Stockwerkeigentümer eines Mehr-
familienhauses zu einem ZEV zusam-
men. Ebenso ist es möglich, dass ein 
Grundeigentümer für seine Mieter 
einen ZEV vorsieht.

Gegenüber dem örtlichen Strom-
versorger gilt der ZEV als ein Endver-
braucher. Innerhalb des ZEV muss so-
mit selbst über den Verbrauch des 
selbst produzierten (inkl. Amortisa-
tion der PV-Anlage) und des von ex-
tern bezogenen Stroms abgerechnet 
werden.

Für die Umsetzung der internen Rege-
lungen eines ZEV bieten sich je nach Si-
tuation unterschiedliche Lösungen an.

Mehrere Liegenschaften (z. B. ein 
Grundstück mit PV-Anlage und zwei 
weitere Grundstücke): Hier kann ein 
Dienstbarkeitsvertrag abgeschlossen 
werden, mit welchem ein Mitbenüt-
zungsrecht an der PV-Anlage zu Lasten 
des Grundstücks (bzw. der Grundstü-
cke) mit PV-Anlage und zu Gunsten der 

anderen Grundstücke vereinbart wird. 
Zudem ist zum Schutz der Investition 
der Verzicht auf die Dienstbarkeit für 
die Dauer von 30 Jahren auszuschlies-
sen. Zugleich können in einer Nut-
zungs- und Verwaltungsordnung 
(NVO) sämtliche internen Regelungen 
des ZEV getro� en werden. Die Dienst-
barkeit, der Ausschluss des Verzichts 
und die NVO sind im Grundbuch ein-
zutragen.

Stockwerkeigentum: Es emp� ehlt 
sich, die internen Regelungen des ZEV 
in das Reglement aufzunehmen. Dann 
gelten die Bestimmungen beim Verkauf 
einer STWE-Einheit auch für den neu-
en Eigentümer.

Mietliegenschaft: Es ist ein Zusatz 
zum Mietvertrag abzuschliessen und es 
sind die Bestimmungen von Art. 17 Abs. 
2 � . EnG und von Art. 16 Abs. 4 � . EnV 
einzuhalten.

Photovoltaikanlage – eine Übersicht
Der Gesetzgeber vollzieht derzeit auf allen Stufen verschiedene Schritte zur Energiestrategie 2050,

 welche erneuerbare Energien stark in den Fokus rückt. 

M. A. HSG Fiona Gedon, Baden

Per 1. April 2025 trat im Aargau das re-
vidierte Energiegesetz mit der revidier-
ten Energieverordnung in Kraft, wel-
ches vor allem neue Regelungen für 
Wärmeerzeugungsanlagen enthält. Be-
reits in der Revision des Energiegeset-
zes im Jahr 2023 hat der Bund eine 
P� icht zur Nutzung von Solarenergie 
eingeführt. Auch die Bautätigkeit weist 
einen hohen Anteil an alternativen 
Energieerzeugungsanlagen, wie Wär-
mepumpen, Erdsonden oder Photovol-
taikanlagen (PV-Anlagen) auf.

Was sind PV-Anlagen? 
PV-Anlagen sind Solaranlagen, welche 
die Sonnenstrahlen nutzen und in elek-
trische Energie umwandeln. PV-Anla-
gen können entweder auf einem Ge-
bäude montiert (als Aufdachmontage 
oder additive Anlage), direkt im Gebäu-
de integriert (bspw. Indachmontage 
oder als Teil der Fassade) oder als Frei-
landanlage auf dem Boden «aufgestän-
dert» werden.

Besteht eine Pflicht zur Nutzung von 
Solarenergie?
Die P� icht zur Nutzung der Solarener-
gie bei Neubauten besteht bereits seit 
dem 1. Januar 2023. Der Kanton Aargau 
hat dies in § 26a der kantonalen Ener-
gieverordnung (EnV) umgesetzt. Eine 
P� icht zur Erstellung von PV-Anlagen 
gilt im Kanton Aargau bei Neubauten 
ab einer anrechenbaren Gebäude� äche 
von mehr als 300 m2. Es bestehen zu 
diesem Grundsatz verschiedene Aus-

nahmen, namentlich aus Ortsbild- oder 
Landschaftsschutzgründen oder wenn 
die Erstellung einer Anlage wirtschaft-
lich unverhältnismässig ist. 

Besteht für PV-Anlagen eine Bau-
bewilligungspflicht?
PV-Anlagen sind im Bundesrecht gere-
gelt: Erfüllt eine PV-Anlage die in Art. 
32a der Raumplanungsverordnung 
(RPV) de� nierten Vorgaben («genü-
gend angepasst»), kann sie baubewilli-

gungsfrei erstellt werden. Es besteht le-
diglich eine vorgängige Meldep� icht an 
die kantonalen Behörden. «Genügend 
angepasst» ist eine Solaranlage auf 
einem Schrägdach, wenn die Dach� ä-
che im rechten Winkel um höchstens 
20 cm überragt wird und sie von oben 
gesehen nicht über die Dach� äche hi-
nausragt, nach dem Stand der Technik 
re� exionsarm ausgeführt wird und 
kompakt angeordnet ist. Für Flachdä-
cher gilt, dass die Oberkante des Dach-

randes um höchstens einen Meter über-
ragt werden darf, die Anlage von unten 
in einem Winkel von 45° nicht sichtbar 
sein darf und sie nach dem Stand der 
Technik re� exionsarm ausgeführt wird.

Wer ist Eigentümer bzw. Eigentüme-
rin einer PV-Anlage?
Die Frage, wer Eigentümer bzw. Eigen-
tümerin einer PV-Anlage ist, hängt von 
der Art der PV-Anlage ab. Gebäudein-
tegrierte Anlagen sind klar als Bestand-
teil des Gebäudes zu quali� zieren. Dies 
führt dazu, dass der Eigentümer bzw. 
die Eigentümerin des Gebäudes auch 
Eigentümer bzw. Eigentümerin der PV-
Anlage ist. 

Bei Aufdachanlagen (additiven PV-
Anlagen) ist die Quali� kation, ob es 
sich bei der PV-Anlage um einen Be-
standteil des Gebäudes oder um Fahr-
nis handelt, schwieriger. In der Lehre 
umstritten ist die Beurteilung, ob bei 
Aufdachanlagen eine innere Verbin-
dung mit dem Gebäude besteht und ob 
die Dauerhaftigkeit der Verbindung 
 gegeben ist. Je nach Beurteilung ist die 
Aufdachanlage als Fahrnis oder als Be-
standteil des Gebäudes zu quali� zieren. 
Nur wenn die Aufdachanlage als Fahr-
nis quali� ziert wird, kann das Eigentum 
an der PV-Anlage vom Eigentum am 
Gebäude unterschieden werden.

Was ist zu beachten, wenn Grund-
eigentümer eine PV-Anlage nicht 
selbst bauen wollen?
Stellen Grundeigentümer ihre Dach- 
oder Fassaden� äche einer Drittperson 
zum Bau einer PV-Anlage zur Verfügung, 

wird häu� g ein Contracting-Vertrag ab-
geschlossen. Die Contracting-Gesell-
schaft plant, baut, � nanziert und betreibt 
die PV-Anlage und liefert im Gegenzug 
den Strom an die Grundeigentümer. Für 
die Stromlieferung  bezahlen die Grund-
eigentümer der Contracting-Gesellschaft 
eine im Contracting-Vertrag de� nierte 
Entschädigung. 
Sollen Dritte (bspw. Nachbarn) eine PV-
Anlage mitnutzen oder wird die Anlage 
im Rahmen eines Contracting-Verhält-
nisses durch einen Energiedienstleister 
installiert und betrieben, muss die Nut-
zung der Anlage aufgrund der vorste-
hend erwähnten sachenrechtlichen 
Problematik gesichert werden. Diese 
Absicherung erfolgt durch die Einräu-
mung einer Dienstbarkeit, wobei der 
Dienstbarkeitsvertrag ö� entlich zu be-
urkunden ist.

Hätten Sie gewusst, dass …

—  alles, was fest und dauerhaft mit dem 
Boden verbunden ist, wie Bauten 
oder Pflanzen, zum Eigentum des 
Grundeigentümers gehört (Akzes-
sionsprinzip)?

—  das Akzessionsprinzip mit der Ein-
räumung eines Baurechts als Dienst-
barkeit durchbrochen werden kann?

—  die Mitbenutzung einer PV-Anlage 
durch einen Dritten mit einer Dienst-
barkeit im Grundbuch gesichert wer-
den sollte?

—  Dienstbarkeitsverträge öffentlich be-
urkundet werden müssen?

—  der Verzicht auf eine Dienstbarkeit für 
die Dauer von höchstens 30 Jahren 
vertraglich ausgeschlossen und im 
Grundbuch vorgemerkt werden 
kann?

—  der Bau von neuen Solaranlagen im 
Kanton Aargau melde- oder baube-
willigungspflichtig ist?

—  seit 1. Januar 2023 eine Pflicht zur 
Nutzung der Solarenergie bei Neu-
bauten besteht?

Energie-Contracting-Vertrag: einfach erklärt
Energie-Contracting ist ein Modell, bei 
dem ein spezialisiertes Unternehmen 
(sog. Contractor) die Planung, Finan-
zierung, Installation und oft auch den 
Betrieb einer Energieanlage über-
nimmt. Die Grundeigentümerin stellt 
z. B. ihr Gebäude zur Verfügung und be-
zieht als Contracting-Nehmerin die 
produzierte Energie, z. B. Wärme oder 
Strom. Dafür bezahlt sie eine ver-
traglich vereinbarte Entschädigung. 
Grundlage bildet ein sog. Energie-Con-
tracting-Vertrag, der die Rechte und 
P� ichten beider Parteien regelt. 

Typische Einsatzbereiche sind etwa 
Heizungs- oder Photovoltaikanlagen in 

bzw. auf Wohn- und Gewerbegebäu-
den. Ziele sind eine e�  zient(er)e Ener-
gienutzung, das Reduzieren oder gar 
Vermeiden von Investitions- und Unter-
haltskosten bei der Grundeigentümer-
schaft sowie der Zugang zu Fachwissen.

Im schweizerischen Recht ist der 
Energie-Contracting-Vertrag nicht ex-
plizit geregelt. Es handelt sich um eine 
Mischform aus Werk-, Miet- und 
Dienstleistungsvertrag (sog. Innomi-
natvertrag). Umso wichtiger ist es, zen-
trale Punkte wie Leistungsumfang, 
Kosten, Entschädigung, Vertragsdauer, 
Haftung und insbesondere auch die 
unterschiedlichen Eigentumsverhält-

nisse an Gebäude und Anlage vertrag-
lich zu regeln.

Energie-Contracting gewinnt in 
Zeiten der Modernisierung von Ener-
gieanlagen, Steigerung der Energieef-
� zienz und Nutzung erneuerbarer 
Energien immer mehr an Bedeutung. 
Es kann sowohl für den Contracting-
Nehmer als auch für die Dienstleisterin 
wirtschaftlich und ökologisch sinnvoll 
sein – setzt aber einen sauber struktu-
rierten Vertrag mit klaren Regeln und 
Transparenz voraus.

MLaw UZH Jonas Hofmann, 
Gränichen
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